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Bericht zur Aufstellung von Listen auszusiedelnder Personen

Mit der Aktion "Ungeziefer" vertrieb die Volkspolizei tausende Menschen aus dem Sperrgebiet an der Grenze zur Bundesrepublik. Durch diese
Zwangsumsiedlungen sollten "politisch unzuverlässige" Personen aus dem Grenzgebiet entfernt werden. Die Einschätzung hierzu nahmen Volkspolizei
und Stasi unter anderem anhand von NS-Vergangenheit, Vorstrafen und Spitzelberichten vor.

Schon kurz nach ihrer Gründung musste die DDR eine zunehmende Abwanderung ihrer Bürgerinnen und Bürger in die Bundesrepublik verzeichnen.
Die Zwangsenteignung vieler Bauern, der im Vergleich zum Westen bereits geringere Lebensstandard, Ablehnung des politischen Systems und andere
Faktoren bewegten immer mehr Menschen dazu, das Land zu verlassen.

Die SED-Führung reagierte darauf mit einer Verschärfung des Grenzregimes. Auf Geheiß der Sowjetunion erließ die Regierung am 26. Mai 1952 eine
"Verordnung über Maßnahmen an der Demarkationslinie zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und den westlichen Besatzungszonen
Deutschlands". Der Minister für Staatssicherheit, Wilhelm Zaisser, legte die genaue Ausgestaltung nur einen Tag später in einer Polizeiverordnung fest.

Diese sah einen besonders geschützten Bereich von fünf Kilometern Breite vor der Grenze vor. Noch strengere Regeln galten für den Schutzstreifen
von 500 Metern vor der Grenze. Ein zehn Meter breiter Kontrollstreifen unmittelbar an der Grenze war für normale Bürgerinnen und Bürger vollständig
gesperrt.

Begleitet wurden diese Maßnahmen von Zwangsumsiedlungen aus dem Grenzgebiet. Unter dem Decknamen "Aktion 'Ungeziefer'" bereitete das MfS
die Umsiedlung von "politisch unzuverlässigen" Personen vor. Die Deutsche Volkspolizei (DVP) vertrieb zwischen Mai und Juni 1952 tausende Personen
aus dem Grenzgebiet und wies ihnen eine neue Bleibe im Landesinneren zu.

Zur weiteren Sicherung des Grenzgebietes wies das Ministerium des Innern die Volkspolizei an, alle in der Sperrzone lebenden Bürgerinnen und Bürger
in ihrer Grundhaltung zur DDR zu überprüfen. Volkspolizei und Stasi arbeiteten eng zusammen und erstellten Listen von "politisch unzuverlässigen"
Personen, die umgesiedelt werden sollten. Der in Grenznähe unerwünschte Personenkreis war dabei sehr breit definiert. Laut dem vorliegenden
Dokument der Sonderkommission unter VP-Oberrat Rothe zählten dazu u. a. ehemalige "Angehörige der SS", "reaktionäre Großbauern", "alle
Ausländer" und "Leute mit Westverbindungen".
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Stasi Mediathek

http://127.0.0.1/themen/lokation/DDR
http://127.0.0.1/themen/lokation/Bundesrepublik%20Deutschland
http://127.0.0.1/themen/person/Wilhelm%20Zaisser
http://127.0.0.1/themen/schlagwort/Grenze
http://127.0.0.1/themen/organisation/Deutsche%20Volkspolizei
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